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Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ra 2016/01/0025 B 11. Oktober 2016 RS 1 

Stammrechtssatz 

Gemäß § 6 IPRG ist eine Bestimmung des fremden Rechts nicht anzuwenden, wenn ihre Anwendung zu 
einem Ergebnis führen würde, das mit den Grundwertungen der österreichischen Rechtsordnung 
unvereinbar ist. An ihrer Stelle ist erforderlichenfalls die entsprechende Bestimmung des österreichischen 
Rechts anzuwenden. Von dieser Ausnahme ist sparsamster Gebrauch zu machen, keinesfalls ist ein 
Abweichen von zwingenden österreichischen Vorschriften bereits ein "ordre public"-Verstoß. 
Schutzobjekt sind primär die "Grundwertungen der österreichischen Rechtsordnung" und nicht subjektive 
Rechtspositionen von Inländern (Hinweis E vom 30. Jänner 2007, 2004/18/0374). Auch der OGH hat in 
seiner Entscheidung vom 28. Februar 2011, 9 Ob 34/10f, unter Hinweis auf Judikatur und Lehre 
ausgesprochen, dass Gegenstand der Verletzung vielmehr Grundwertungen der österreichischen 
Rechtsordnung sein müssten. Dabei spielten einerseits Verfassungsgrundsätze eine tragende Rolle wie 
das Recht auf persönliche Freiheit, Gleichberechtigung, das Verbot abstammungsmäßiger rassischer und 
konfessioneller Diskriminierung; außerhalb der verfassungsrechtlich geschützten Grundwertungen 
zählten etwa das Verbot der Kinderehe, des Ehezwangs, der Schutz des Kindeswohls im Kindschaftsrecht 
oder das Verbot der Ausbeutung zu den geschützten Grundwertungen. Die zweite wesentliche 
Voraussetzung für das Eingreifen der Vorbehaltsklausel sei, dass das Ergebnis der Anwendung fremden 
Sachrechts und nicht bloß dieses selbst anstößig sei und überdies eine ausreichende Inlandsbeziehung 
bestehe. 
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